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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Monika Lazar, Luise Amtsberg,  
Volker Beck (Köln), weiterer Abgeordneter und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 18/8774 – 

Intergeschlechtliche Menschen in Deutschland (Nachfrage zu den Antworten der 
Bundesregierung auf die Kleinen Anfragen auf Bundestagsdrucksachen 18/7310 
und 18/8061) 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Am 17. Dezember 2015 hat die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die 
Kleine Anfrage „Intergeschlechtliche Menschen in Deutschland“ (18/7140) ein-
gebracht. Nach Verlängerung der Beantwortungsfrist hat die Bundesregierung 
am 20. Januar 2016 die Kleine Anfrage beantwortet.  

Zu Frage 9 („Darf ein intergeschlechtlicher Mensch, dessen Personenstandsfall 
ohne eine Geschlechtsangabe in das Geburtenregister gemäß § 22 Absatz 3 PStG 
eingetragen wurde, nach Einschätzung der Bundesregierung 

a) eine verschiedengeschlechtliche Ehe mit einem Mann eingehen, 

b) eine verschiedengeschlechtliche Ehe mit einer Frau eingehen, 

c) eine Ehe mit einer anderen intergeschlechtlichen Person eingehen, 

d) eine verschiedengeschlechtliche eingetragene Lebenspartnerschaft mit ei-
nem Mann begründen, 

e) eine verschiedengeschlechtliche eingetragene Lebenspartnerschaft mit einer 
Frau begründen, 

f) eine eingetragene Lebenspartnerschaft mit einer anderen intergeschlechtli-
chen Person begründen?“)  

antwortete die Bundesregierung: „Nach geltendem Recht kann eine Ehe nur 
zwischen Frau und Mann und eine Lebenspartnerschaft nur zwischen zwei Per-
sonen gleichen Geschlechts begründet werden“. 

Da die Formulierung „Personen gleichen Geschlechts“ für die Menschen, deren 
Personenstandsfall ohne eine Geschlechtsangabe in das Geburtenregister gemäß 
§ 22 Absatz 3 des Personenstandsgesetzes (PStG) eingetragen wurde, unklar ist, 
haben wir am 16. März 2016 die Bundesregierung erneut gefragt: 
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„1. Darf ein intergeschlechtlicher Mensch, dessen Personenstandsfall ohne eine 
Geschlechtsangabe in das Geburtenregister gemäß § 22 Absatz 3 des Personen-
standsgesetzes (PStG) eingetragen wurde, nach Einschätzung der Bundesregie-
rung eine eingetragene Lebenspartnerschaft begründen? 

Wenn ja, mit einem Mann? 

Oder mit einer Frau? 

Oder nur mit einer anderen intergeschlechtlichen Person, deren Personenstands-
fall ohne eine Geschlechtsangabe in das Geburtenregister gemäß § 22 Absatz 3 
PStG eingetragen wurde?“ 

Darauf hat die Bundesregierung auf die Antwort zu Frage 9 aus der letzten Klei-
nen Anfrage verwiesen. 

Darf ein intergeschlechtlicher Mensch, dessen Personenstandsfall ohne eine 
Geschlechtsangabe in das Geburtenregister gemäß § 22 Absatz 3 PStG ein-
getragen wurde, nach Einschätzung der Bundesregierung eine eingetragene 
Lebenspartnerschaft begründen?  

Wenn ja, 

a) mit einem Mann? 

b) mit einer Frau?  

c) mit einer anderen intergeschlechtlichen Person, deren Personenstandsfall 
ohne eine Geschlechtsangabe in das Geburtenregister gemäß § 22 Ab-
satz 3 PStG eingetragen wurde? 

Da sich die Rechtslage seit der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage auf Bundestagsdrucksache 18/7310 der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN nicht geändert hat, verweist die Bundesregierung auf die bereits zi-
tierte Antwort vom 20. Januar 2016 mit dem dort aufgezeigten Lösungsvorschlag. 
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